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BEST PRACTICE ÜBERSTUNDEN VS. ÜBERZEIT

Das Wichtigste in Kürze 
Überstunden und Überzeit geben immer 
wieder zu vielen Fragen Anlass und bereiten 
im Geschäftsalltag nicht selten Probleme. 
Im allgemeinen Sprachgebrauch wird kaum 
zwischen Überstunden und Überzeit unter­
schieden. Die Unterscheidung ist allerdings 
wichtig, weil Überstunden abweichend vom 
gesetzlichen Standard geregelt werden kön­
nen, Überzeit jedoch nicht. Überstunden sind 
Stunden, welche über die vertraglich verein­
barte Arbeitszeit hinaus geleistet werden. Die 
Regelungen zu den Überstunden finden sich 
im Obligationenrecht in Art.  321c. Überzeit 
sind Stunden, welche über die gesetzliche 
wöchentliche Höchstarbeitszeit von  45 oder 
50 Stunden geleistet werden. Die Regelungen 
zur wöchentlichen Höchstarbeitszeit und der 
Überzeit finden sich im Arbeitsgesetz in Art. 9, 
12 und 13. Dieses Gesetz schränkt die Über­
zeitarbeit ein.

Überstunden:  
Kompensation und Abgeltung
Die Kompensation von Überstunden erfordert 
das Einverständnis der Mitarbeiterin oder des 
Mitarbeiters. Dieses Einverständnis kann auch 
im Arbeitsvertrag oder in einem vertraglichen 
Reglement festgehalten sein. Andernfalls sind 
die Überstunden auszuzahlen. 

Eine Kompensation von Überstunden erfolgt 
«durch Freizeit von gleicher Dauer», also 
im Verhältnis  1:1. So schreibt es das OR in 
Art. 321c Abs. 2 vor. Werden die Überstunden 
nicht kompensiert, so hat der Arbeitgeber die 
Überstunden «zum Normallohn plus Zuschlag 
von mindestens einem Viertel» zu bezahlen. 

Mit anderen Worten: Die Auszahlung erfolgt, 
sofern nichts anderes vereinbart ist, im Ver­
hältnis 1:1,25.

Von diesen Vorschriften zu den Überstunden 
kann im gegenseitigen Einverständnis abge­
wichen werden. Eine solche «Abrede» von den 
Bestimmungen des Obligationenrechts be­
treffend Überstunden erfordert allerdings eine 
schriftliche Vereinbarung. Es genügt nicht, 
dies mündlich an einer Infoveranstaltung dem 

Personal bekannt zu geben oder als Neuerung 
am Schwarzen Brett anzuschlagen. Meist wird 
diese Vereinbarung bereits im Arbeitsvertrag 
getroffen, z. B. in Form eines Reglements.

PRAXISTIPP
Regeln Sie in einer schriftlichen Ver­
einbarung, im Arbeitsvertrag oder in 
einem Reglement, welches als Bestandteil des Ar­
beitsvertrags gilt, die Handhabung der Überstunden. 
Ansonsten gilt als Grundprinzip die Auszahlung inkl. 
Zuschlag. Lediglich im Einverständnis mit dem Ar­
beitnehmer ist auch die Kompensation möglich. 

Inhalte dieser Abmachung können zum Bei­
spiel sein:

	• Überstunden können weder kompensiert 
werden, noch werden diese ausbezahlt. Die 
Leistung von Überstunden ist im Lohn be­
reits inbegriffen.

	• Die ersten zehn Stunden Überstundenarbeit 
in einem Monat sind ohne Vergütung und 
Ausgleich zu leisten.

	• Überstunden sind zu kompensieren oder 
verfallen, eine Auszahlung erfolgt nicht.

	• Überstunden sind in der Regel zu kompen­
sieren. Ist dies nicht möglich, so werden sie 
ohne Zuschlag entschädigt.

Überstunden und Überzeit:  
Orientierung im Arbeitsalltag 
Während Überstunden die Flexibilität des Arbeitszeitrahmens reflektieren, un­
terliegt Überzeit strengen gesetzlichen Bestimmungen. Diese feine Unterschei­
dung kann für Arbeitgeber und Arbeitnehmer erhebliche Auswirkungen haben, 
insbesondere im Hinblick auf Arbeitsverträge und Entschädigungen. Dieser Ar­
tikel bietet eine klare Definition von Überstunden und Überzeit und untersucht 
detailliert die gesetzlichen Rahmenbedingungen für ihre Kompensation und 
Abgeltung.

	� Von Ralph Büchel
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Der Grund liegt darin, dass das OR in Art. 341 
Abs.  1 vorschreibt: Der Arbeitnehmer darf 
während der Dauer des Arbeitsverhältnisses 
und einen Monat nach dessen Beendigung 
nicht auf Forderungen verzichten, die sich 
aus unabdingbaren Vorschriften des Gesetzes 
ergeben. 

Eine schriftliche Vereinbarung kann sich also 
rechtsgültig nur auf zukünftig zu leistende 
Überstunden beziehen. Ein Verzicht auf be­
reits geleistete Überstunden ist erst einen 
Monat nach Beendigung eines Arbeitsver­
hältnisses rechtsgültig möglich, z. B. in einem 
Vergleich zu den Forderungen aus dem Ar­
beitsverhältnis. 

Das Bundesgericht hat festgehalten, dass die 
Überstunden zum Lohn, welcher bei Leistung 
der Überstunde gegolten hat, auszubezahlen 
sind. Dies aus dem einfachen Grund, dass 
der Arbeitgeber nicht zur Ausbezahlung von 
Überstunden zu einem Ansatz verpflichtet 
werden kann, welcher zum Zeitpunkt der 
Überstundenleistung noch gar nicht gegolten 
hat. Konkret kann also bei Überstunden aus 
Vorjahren der damalige, tiefere Lohn als Basis 
genommen werden.

Gemäss Rechtsprechung müssen bei der Be­
rechnung der Überstundenentschädigung der 
13.  Monatslohn, variable Lohnbestandteile 
sowie arbeitsbezogene Zulagen, die vertrag­
lich vereinbart wurden und die regelmässig 
und dauernd entrichtet werden (z. B. Gefah­
ren-, Nacht- oder Sonntagszulagen), mitein­
bezogen werden.

Anders regelt es zum Beispiel die Vereinba­
rung in der Maschinen-, Elektro- und Me­
tallindustrie (VMI) in ihrem Art.  12.5 Abs.  2, 
wonach angeordnete Überstundenarbeit mit 
dem Lohn ohne Jahresendzulage und einem 
Zuschlag von 25% bezahlt wird. Im Gesamt­
arbeitsvertrag konnte damit eine Flexibilisie­
rung zugunsten des Arbeitgebers ausgehan­
delt werden.

Überzeit: Kompensation und Abgeltung
Für die Überzeitarbeit hat der Arbeitgeber den 
Arbeitnehmenden die Arbeitszeit samt einem 
Zuschlag von mindestens 25% zu bezahlen. 
Davon bestehen folgende Ausnahmen:

Ausnahme 1: Arbeitsgesetz gilt nicht
Der Überzeitzuschlag ist nicht zu bezahlen bei 
allen Angestellten, für welche das Arbeitsge­
setz nicht gilt:

	• Mitarbeitende in Betrieben, für welche das 
Arbeitsgesetz nicht gilt

	• höhere leitende Angestellte

Ausnahme 2: Kompensation
Im Einverständnis mit den Arbeitnehmen­
den kann Überzeit innerhalb von 14 Wochen 
durch Freizeit von mindestens gleicher Dau­
er kompensiert werden. Im gegenseitigen 
Einvernehmen kann diese Frist auf maximal 

zwölf Monate erstreckt werden (Art.  25 der 
Verordnung  1 zum ArG). Wird Überzeitarbeit 
im Einverständnis mit den Angestellten durch 
Freizeit von gleicher Dauer ausgeglichen, ent­
fällt der Zuschlag.

Ausnahme 3: Erst ab 61. Stunde im Jahr
Gewisse Kategorien von Mitarbeitenden (Bü­
ropersonal, technische und andere Angestellte 
sowie das Verkaufspersonal in Grossbetrieben 
des Detailhandels) haben nur Anspruch auf 
die Überzeitentschädigung und den Zuschlag, 
falls ihre Überzeit 60 Stunden im Kalenderjahr 
übersteigt (Art.  13 ArG). Diese Bestimmung 
wird in der Regel wie folgt interpretiert:

	• Büropersonal, technische und andere Ange­
stellte sowie das Verkaufspersonal in Gross­
betrieben des Detailhandels (Höchstarbeits­
zeit von 45  Stunden): Lohnzuschlag auf 
Überzeitarbeit nur, soweit diese 60 Stunden 
pro Jahr übersteigt

	• Arbeiter in industriellen Betrieben (Höchst­
arbeitszeit von 45 Stunden): Lohnzuschlag 
auf Überzeitarbeit ab der ersten Stunde

	• alle übrigen Arbeitnehmenden (Höchstar­
beitszeit von 50  Stunden): Lohnzuschlag 
auf Überzeitarbeit ab der ersten Stunde
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ACHTUNG
Ein rechtsgültiger Verzicht des Arbeit­
nehmers auf die Kompensation oder Auszahlung 
von bereits geleisteten Überstunden ist im laufen­
den Arbeitsverhältnis nicht möglich. Die Konsequenz 
aus diesem Verzichtsverbot: Trotz einer schriftlichen 
oder mündlichen Erklärung eines Arbeitnehmers 
zum Verzicht auf bereits geleistete Überstunden 
kann dieser die Überstunden jederzeit noch geltend 
machen – bis zur Verjährungsfrist von fünf Jahren! 
So hat das Bundesgericht entschieden.


